
Aktuelle KMU-Umfrage

Wo drückt die KMU

der Schuh?
Von Peter Eisenhut

KMU-Politik hat Hochkonjunktur:
Parteien, Regierungen und Verbände,
sie alle haben sich in letzter Zeit die
Förderung von K!vIUaufdie Fahne ge-
schrieben. Von all diesen Bemühungen
merkt allerdings die Zielgruppe, eben
die Klein- und Mittelunternehmen,
bisher herzlich wenig.

W
eniger als die Hälfte der Unter-
nehmen sind laut Umfrage der
Meinung, dass ihre Anliegen

von Kantonen und Gemeinden ernst
genommen werden. Die Mehrheit
der Befragten (57 Prozent) hingegen
fühlt sich nicht ernst genommen. Aus
Branchensicht liegt der Anteil der
Zufriedenen im Handel/Gastgewerbe
mit 28 Prozent Ja-Anteil besonders
tief. Im verarbeitenden Gewerbe
fühlt sich eine knappe Mehrheit
(52 Prozent) von Kanton und Ge-
meinde ernst genommen, wobei die
Zustimmung mit steigender Unter-
nehmensgrösse zunimmt. Insbeson-
dere die kleinen Betriebe mit ein bis
neun Mitarbeitenden fühlen sich mit
ihren Anliegen beim Staat im Stich
gelassen. Besonders alarmierend da-
bei: 58 Prozent der Betriebe fühlen
sich vom Staat behindert.

Arbeitsmarktregulierung
Die Forderung nach einer Aufhebung
einschränkender Vorschriften für die
Dauernachtarbeit hat aus allen Bran-
chen und sämtlichen Regionen eine
hohe Zustimmung erhalten. Bei
Grossunternehmen (über 250 Mitar-
beiter) liegt der Ja-Anteil bei 94 Pro-
zent und diese Unternehmensklasse
ist es auch, welche dieses Postulat in
der Mehrheit (57 Prozent) als wichtig
erachtet. Im verarbeitenden Gewerbe
bewerten es 40 Prozent als wichtig,
während in den anderen Branchen
nur rund 27 Prozent dieser Forde-
rung eine grosse Bedeutung bei-
messen.

Hinter der Forderung, die in
Gesamtarbeitsverträgen vereinbarte
wöchentliche Höchstarbeitszeit ohne
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volle Lohnanpassung erhöhen zu
können, stehen im Baugewerbe 77
Prozent, aber auch bei den Firmen,
die unternehmensbezogene Dienst-

leistungen erbringen, beträgt die Zu-
stimmung 65 Prozent. Im Handel und
im Gastgewerbe sowie in der Bau-
wirtschaft erhält dieses Postulat nicht
nur eine hohe Zustimmung, sondern
wird auch von gut 40 Prozent als
wichtig klassiert. Im verarbeitenden
Gewerbe halten hingegen nur 29 Pro-
zent die Ausdehnung der Höchst-
arbeitszeit für wichtig.

Die Zustimmung zum Postulat,
die Verlagerung von Arbeitsplätzen
ins Ausland zu reduzieren, ist aus
allen Branchen, sämtlichen Grössen-
klassen und allen Regionen grösser
als 50 Prozent und beinahe die Hälfte

der Befragten betrachten entspre-
chende Massnahmen der Kantone als
wichtig. Offen bleibt allerdings, an
was für Massnahmen die Unterneh-
mer dabei gedacht haben. 60 Prozent
der Unternehmen sind der Meinung,
dass der Bund aus Nicht-EU-Ländern
keine unqualifizierten Arbeitskräfte
zulassen soll.

Kundenorientierung
der Verwaltung
Mit96 Prozent Zustimmung steht die
Forderung nach einer Beschleuni-
gung von Baubewilligungsverfahren
an der Spitze der Rangliste sämtlicher
Postulate. Der Ruf ist dabei einhellig
von sämtlichen Branchen und aus
sämtlichen Regionen lautstark zu
vernehmen. Auch die Wichtigkeit
dieses Anliegens wird von 59 Prozent
als hoch eingestuft. Es ist nicht er-
staunlich, dass dieser Anteil bei
den Baufirmen sogar 78 Prozent be-

Die Einführung eines Testes zur
KMU-Verträglichkeit von neuen Er-
lassen erhält eine sehr hohe und sehr
breite Zustimmung - quer durch alle
Branchen, Regionen und Unterneh-
mensgrössen. Zudem findet mehr als
die Hälfte der Unternehmen einen
solchen Test wichtig.

Die Zustimmung zur Reform
oder Abschaffung des Verbandsbe-
schwerderechts sowie die Wichtigkeit
dieses Anliegens machen deutlich,
wie stark sich die Unternehmen
durch die aktuelle Anwendung des
Verbandsbeschwerderechts behin-
dert fühlen. Auffallend ist auch, dass
ein beträchtlich grösserer Anteil eine
Reform der Verbandsbeschwerde
einer Abschaffung vorzieht. Diese
Ansicht wird von sämtlichen Bran-
chen geteilt. Besonders geschlossene
Kritik am Verbandsbeschwerderecht
erheben das verarbeitende Gewerbe
und die Bauwirtschaft.

Fiskalische Entlastung
In Bezug auf eine fiskalische Ent-
lastung erhielt die Forderung zur
steuerlichen Erleichterung in der
Nachfolgeregelung mit 93 Prozent
am meisten Zustimmung und gehört
damit auch in die Spitzengruppe
sämtlicher Postulate. Mehr als die
Hälfte der Unternehmer ordnen die-
sem Postulat auch die Bedeutung
«wichtig» zu.

Die steuerliche Begünstigung
von Risikokapital wird ebenfalls von
einer deutlichen Mehrheit der Be-
fragten gefordert. Für Kleinbetriebe
hat dieses Postulat eine hohe Bedeu-
tung, hingegen halten es drei Viertel
der Grossbetriebe für unwichtig.

Ebenso messen Kleinbetriebe

trägt. der Reduktion der Mehrwertsteuer-
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sätze eine höhere Bedeutung zu als
Grossbetriebe. Für das Gastgewerbe
und den Handel ist diese Forderung
wichtiger als für die Industrie.

Der Anteil der Zustimmenden
zu steuerlichen Entlastungen von
neu gegründeten KMU weicht zwi-
schen den Branchen und nach Grös-
senklassen nur wenig voneinander
ab. Mit einem markanten Unter-
schied: Die Hälfte der Kleinunterneh-
men hält diese Entlastung für wich-
tig, bei Grossunternehmen sind es
nur ein Fünftel.

Die Doppelbesteuerung der
Gewinne und Dividenden (zuerst im
KMU und dann beim Eigentümer)
soll abgeschafft werden. 66 Prozent
der zustimmenden Unternehmer
halten diese Forderung für wichtig.
Damit steht die Abschaffung der
Doppelbesteuerung in der Rangliste
der Wichtigkeit aller Postulate auf
dem ersten Platz.

Um die Doppelbelastung von
Kapital und Vermögen zu beseitigen,
soll die Kapitalsteuer auch auf Kan-
tonsebene aufgehoben werden. Auch
diese fiskalische Entlastungsforde-
rung erhält eine grosse Zustimmung
und hohe Priorität, mit nur relativ
kleinen Unterschieden zwischen
Branchen, Regionen und Unter-
nehmensgrössen.

Finanzielle Förderung
Die Forderung nach einem Rahmen-
kredit zur Anschubfinanzierung für
KMU und Spin-offs erhält am meis-
ten Zustimmung von allen Postula-
ten zur Kostenbeteiligung oder finan-
ziellen Förderung. Insgesamt wird sie
aber nur von einer Minderheit unter-
stützt. Zudem halten auch die Unter-
nehmen, die eine Forderung unter-
stützten, diese meist für wenig wich-

tig.
Über alle Branchen hinweg

wird die Forderung, den Tourismus
mit mehr staatlichen Mitteln zu för-
dern, abgelehnt. Dass aber dieses
Postulat am meisten Zuspruch vom
Gastgewerbe (67 Prozent) erhält und
dass 50 Prozent dieser Branche eine
solche Förderung auch als wichtig
erachten, ist nicht erstaunlich.

Den Postulaten nach Kosten-
beteiligung des Staates an Aufwen-
dungen der KMU (FuE-Projekte,
Messeauftritte, Marktanalysen usw.)
kommt wenig Unterstützung und we-
nig Bedeutung zu — auch von Klein-
unternehmen, speziell aber von mitt-
leren und grösseren Unternehmen.
Ganz offensichtlich ist es gemäss Ein-
schätzung der Unternehmen nicht
Aufgabe des Staates, den KMU mit
finanziellen Beiträgen unter die Arme

zu greifen.

Öffentliche Aufträge
Bei der Vergabe öffentlicher Aufträge
sollen nicht-kostendeckende An-
gebote generell ausgeschlossen wer-
den: Diese Forderung geniesst so-
wohl die höchste Zustimmung als
auch die höchste Wichtigkeit aller
Postulate im Bereich der Vergabe von
öffentlichen Aufträgen. Bei der Um-
setzung dieses Postulates dürfte es
sich allerdings als schwierig er-
weisen, den kostendeckenden Preis
eines Angebotes zu bestimmen.

Bei der Vergabe öffentlicher
Aufträge sollen viele Teillose gebildet
werden, damit auch kleinere Unter-
nehmen mitbieten können. Es ver-
steht sich von selbst, dass dieser Auf-
forderung vor allem Kleinunterneh-
men (74 Prozent) zugestimmt haben.
Allerdings ist es auch bei den Klein-
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unternehmen nur eine Minderheit
(39 Prozent), welche die Bildung von
Teillosen für wichtig hält.

41 Prozent schliessen sich dem
Postulat an, dass bei der Vergabe
öffentlicher Aufträge ausschliesslich
auf das Preis-Leistungs-Verhältnis
geachtet werden soll. Das jedoch
bedeutet, dass eine Mehrheit von
59 Prozent neben dem Preis-Leis-
tungs-Verhältnis noch andere Krite-
rien bei der Auftragsvergabe berück-
sichtigt haben möchte. Vor allem
Baufirmen und Kleinunternehmen
wünschen, dass bei der Auftrags-
vergabe weitere Kriterien als Ent-
scheidungsgrundlage herbeigezogen
werden: zum Beispiel kurze Anfahrts-
und Transportwege, Zuschlag für ein-
heimische Anbieter, auch bei höhe-
rem Preisangebot (bis zu 5 Prozent
höher als auswärtige Konkurrenz),
Zahl der beschäftigten Lehrlinge.

Die wichtigsten Themenbereiche
Abbau von Geboten und Verboten,
Vereinfachung administrativer Ver-
fahren und fiskalische Entlastungen
sind die drei Bereiche, bei denen
gemäss Umfrage der grösste und be-
deutendste Handlungsbedarf be-
steht. Deutlich weniger wichtig wer-
den die Bereiche Vergabe öffentlicher
Aufträge und finanzielle Anreize be-
urteilt. Was von den Unternehmen
primär gefordert wird, sind vielmehr
weniger staatliche Eingriffe und grös-
sere Freiräume als aktive staatliche
Unterstützung.

nach Branchen

Speziell für das verarbeitende Gewer-
be (insbesondere Nahrungsmittel-,
Textil-, Holz-, Papier- und chemische
Industrie) ist der Abbau von Geboten

und Verboten von höchster Priorität.
Das Baugewerbe misst der Bevor-
zugung bei der Vergabe von öffent-
lichen Aufträgen eine bedeutend
grössere Wichtigkeit zu als die ande-
ren Branchen. Bei den Dienstleistun-
gen für Unternehmen wird der Ver-
einfachung administrativer Verfahren
und der fiskalischen Entlastung mehr
Bedeutung beigemessen als dem Ab-
bau von Geboten und Verboten.

und Iinternehmensgrösse
Zwischen Klein- und Grossbetrieben
bestehen bei der Bedeutung der The-
menbereiche folgende Unterschiede:
Die Bereiche finanzielle Anreize und
Bevorzugung bei der Vergabe von
öffentlichen Aufträgen werden bei
Kleinunternehmen von einer grösse-
ren, aber trotzdem deutlichen Min-
derheit als wichtig erachtet. Die For-
derung nach Abbau von Geboten
und Verboten steigt hingegen mit zu-

nehmender Unternehmensgrösse an,
von 53 Prozent bei Kleinbetrieben bis
92 Prozent bei Grossunternehmen.

Handlungsbedarf
Ein besonderer Handlungsbedarf
zeigt sich bei jenen Postulaten, denen
die Mehrheit zustimmt und die
wiederum von einer Mehrheit der
Zustimmenden als wichtig erachtet
werden. Folgende Forderungen verei-
nen diese doppelte Mehrheit:
— Baubewilligungsverfahren be-

schleunigen;
— KMU-Verträglichkeitstesteinfüh-

ren;
— Verbandsbeschwerderecht refor-

mieren beziehungsweise abschaf-
fen;

— Nachfolgeregelung von KMU
steuerlich begünstigen;
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— Doppelbesteuerung von Gewin-
nen und DMdenden abschaffen;

— Kapitalsteuer abschaffen:
— nicht kostendeckende Angebote

bei der Vergabe öffentlicher Auf-

träge ausschliessen. MII
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Doppelbesteuerung und Einkommenssteuer
100%

90%

80%

70%

60%

5O%

401

20%

10%

0%

Welche Teilbereiche sind am wichtigsten

AbscIafftng der
Doppelbesteuerung
von Gewinnen und

DMdenden

Abschaffung der
Kapitalsteuer auf

I<antonsebene

Senkung der
Grenzsteuerstze

bei der
Einkommensseuer

62%

t00% -

g0-
80%

70%

60%

50%

40%

30%

20%

10%

0%

52%

PH.H
Abbau von Vereinfachung Fpskalisohie Bevorzugung Positive

Geboten und adminisativer Entlastungen bei der Vergabe finanzielle
Vetoten Verfahren öffentlicher

Aufträge

An,eize

4600 Olten                         
Auflage 10x jährlich 5'383

377009 / 377.9 / 135'809 mm2 / Farben: 3 Seite 10 12.05.2005

Argus Ref 19541380

Ausschnitt Seite 6 / 7



Viele ostschweizer Unteruetunen ifihlen sich vom Staat behindert

KMU-Umfrage
Als Instrument zur Gewinnung von näheren Informationen

zur Behinderung und Förderung von KMU durch den Staat
hat die lUK St.Gauen-Appenzell eine Umfrage durchgeführt.

Im August 2004 wurden 4766 Fragebogen an Unternehmen
aus den Kantonen St.GaLlen und den beiden Appenzell

versandt. Die Rücklaufquote betrug 21,5 Prozent. Der

Fragebogen enthielt vorviegend poLitische Postulate. Die
Befragten konnten diesen Forderungen zustimmen oder
sie ablehnen. Bei Zustimmung wurde zusätzlich die Wich-

tigkeit dieses Postulates abgefragt.

Befragte Unternehmen nach Bmnchenijppen

Branclier«nppe Anzahl Mliii
Verarb&tendes Ges.rte 387 37,8 Prozent

Baugewerbe 171 16,7 Prozent

Handel, Gastgewerbe 115 11.2 Prozent

unternehmensbezogene Dienstleistungen 230 22,4 Prozent

Übge 122 11,9 Prozent

Total 1025 100 Prozent

Peter Eisenhut, Chefblconom der Indust-
rie- und Hande'skammer St.Gallen-Ap-

penzell. Gallusstrasse t6, CH.9Q0, St.GaI.

ei,, TeI. +41 (0)71 224 10 '0. peter.eisen-
hut@ihk.ch, www.ihk.ch
In Zusammenarbeit mit Prof. Dr. Urs Fuegil-

stauer und Dr. Heiko Bergmann. Schwei
zerisches Institut für Klein- und Mittelun-
temehmen/KMU-HSG, Universität St.6a¾-

len; Prof. Dr. Frlti Forrer und Dr. Elubertus

Schmid, Institut fflr angewandte Betriebs-

wirtschaftslehre und Qualitätsmanage-
rnent/IQB an der FHS Hochschule für
Technik, Wirtschaft und Soziale Arbeit
St.GaIlen.

Gekürzte Fassung des Urnfrageberichts.
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